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Globale Sicherheitspolit ik

und die Krise des multi lateralen Systems

ULRICH SCHNECKENER 

Die sicherheitspolitische Bilanz des ersten Jahrzehnts des 21. Jahrhun-
derts ist – gemessen an den Hoffnungen und Erwartungen, die insbeson-
dere in der ersten Hälfte der 1990er Jahren vorherrschten – zurückhal-
tend formuliert ernüchternd: Die Nachrichtenlage war geprägt durch 
zahlreiche Regionalkonflikte (allen voran der Nahostkonflikt) und ver-
sagende Staaten, durch die militärischen Interventionen im Irak und in 
Afghanistan, durch Terroranschläge und Piratenüberfälle, Drogenkartelle 
und Warlords, durch die mögliche Proliferation von Massenvernichtungs-
waffen, durch Energie- und Nahrungsmittelkrisen, durch die Ausbreitung 
von Seuchen und Pandemien, durch Flucht- und Migrationsbewegungen 
sowie durch akute oder drohende Umwelt- und Ressourcenkonflikte, 
verschärft durch die globale Erwärmung. Die Liste ließe sich fortsetzen 
– und an alarmistischen und geradezu apokalyptischen Szenarien, ob nun 
von Geheimdiensten, Sicherheitsexperten oder Buchautoren, herrscht kein 
Mangel. Dass dabei auch gegenläufige, statistisch signifikante Trends – 
wie etwa die verglichen mit 1992/93 niedrigere Zahl an bewaffneten 
Konflikten1 oder die schlichte Tatsache, dass es mehr kooperativ, denn 
konfrontativ gelöste Wasserkonflikte gibt2 – ausgeblendet werden, hat 
nicht nur etwas mit selektiver Wahrnehmung, sondern auch mit sich 
verändernden Koordinaten der Sicherheitspolitik zu tun, die wiederum 

                                             
1  Vgl. Human Security Center: Human Security Report; Horbom/Melander/ 

Wallensteen: Dyadic Dimension of Armed Conflicts.  
2  Vgl. von Lossow: Quell des Friedens; Wolf: A Long Term View of Water 

and Security.
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mit einem veränderten Sicherheitsdenken und einem gewandelten Sicher-
heitsbedürfnis korrespondieren – dies gilt gerade in den westlichen De-
mokratien. Dieser Wandel führte jedoch nicht zu einer Stärkung der mul-
tilateralen Zusammenarbeit und einem Ausbau eines Systems kollektiver 
Sicherheit, etwa im Rahmen der Vereinten Nationen, sondern eher zu ei-
nem Rekurs auf ›nationale Sicherheit‹, auf unilaterale Maßnahmen, auf 
die Bildung von Allianzen und Koalitionen sowie nicht zuletzt auf den 
verstärkten, notfalls auch präventiven Einsatz militärischer Macht, wie 
sich insbesondere am Paradigma des Global War on Terror zeigen lässt. 
Auch wenn dies das Resultat einer verfehlten Politik der Regierung Bush 
(2000-2008) – und ihrer Nachahmer andernorts – war, hat die Krise des 
multilateralen Systems gleichwohl tiefergehende, strukturelle Ursachen, 
die sich nicht durch die Wahl eines neuen US-Präsidenten beseitigen 
lassen, sondern die Frage nach den angemessenen Formen globalen Re-
gierens stellt. Vor diesem Hintergrund zeichnet der Beitrag erstens den 
Wandel im sicherheitspolitischen Denken nach, geht zweitens auf die Kri-
se des multilateralen Systems ein, um dann drittens verschiedene Formen 
des globalen Regierens zu unterscheiden und anhand bestimmter Kriteri-
en auf ihre Stärken und Schwächen zu überprüfen, ehe viertens ein Aus-
blick auf die Erfordernisse zur Gestaltung von Global Security Gover-
nance gegeben wird.  

1.  Wandel  im sicherheitspol i t ischen Denken 

Es sind vor allem vier aufeinander bezogene Entwicklungen, die im abge-
laufenen Jahrzehnt noch deutlicher als in den 1990er Jahren zu Tage tra-
ten und die einen unmittelbaren Einfluss auf Konzeption und Praxis von 
nationaler und internationaler Sicherheitspolitik hatten:

• Erstens setzte sich der Trend zur »Versicherheitlichung« (securitiza-
tion) diverser Politikfelder beschleunigt fort.3 Es dürfte kaum noch 
Themenfelder geben, bei denen nicht ein Sicherheitsbezug hergestellt 
wird. Entsprechend lang ist die Liste der security and-issues: Migra-
tion und Sicherheit, Demographie und Sicherheit, Ressourcen und 
Sicherheit, Klima und Sicherheit, Entwicklung und Sicherheit, Men-
schenrechte und Sicherheit, Gesundheit und Sicherheit, Internet und 
Sicherheit, Nahrung und Sicherheit usw. Was früher eher unter den 
Begriffen Schutz oder Sicherung (im Englischen safety) diskutiert 
wurde, wird in westlichen Gesellschaften nunmehr dezidiert unter 
einer sicherheitspolitischen Perspektive betrachtet, die die Abwehr 

                                             
3  Zum securitization-Konzept siehe vor allem Buzan et al.: Security. 
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von Bedrohungen bzw. die Minimierung von Risiken zum Inhalt hat. 
Dies ist mehr als eine semantische Verschiebung, sondern signali-
siert konzeptionelle, strategische und institutionelle Veränderungen. 
Zum einen werden durch den Prozess der ›Versicherheitlichung‹ 
vermeintliche low politics-Themen zu high politics erklärt, sie erfahren 
damit eine politische Aufwertung und werden nicht länger aus einer 
isolierten Ressortlogik betrachtet. Zum anderen ist damit aber auch 
verbunden, dass sich mehr und mehr Akteure mit solchen Themen be-
schäftigen, die sich traditionell primär (und nahezu ausschließlich) 
mit Aspekten militärischer Sicherheit befasst haben – seien es nun 
Einrichtungen der Armee, Geheimdienste, Verteidigungsministerien 
oder internationale Sicherheitsinstitutionen wie die NATO.4

• Zweitens ging damit eine Entgrenzung des Sicherheitsbegriffs einher. 
Die Rede war vom ›umfassenden‹ oder ›erweiterten Sicherheitsbe-
griff‹, der neben militärischer Sicherheit eben auch die politische, 
wirtschaftliche, soziale, ökologische oder gar kulturelle Dimension 
von Sicherheit einbeziehen sollte. Dieser zunächst einmal aufkläreri-
sche Impetus, befördert aus der Wissenschaft, sollte dazu dienen, das 
Feld der Sicherheitspolitik zu ›zivilisieren‹ und angesichts der Mehr-
dimensionalität auf den schwindenden Stellenwert von militärischen 
Instrumenten hinzuweisen. Im Kontext der Debatte um human secu-
rity – verstanden als Gegenbegriff zu national security – sollte zudem 
der Akzent stärker auf den Schutz menschlicher Bedürfnisse gelegt 
werden.5 Umgekehrt öffnete sich aber auch der militärische Apparat 
dem neuen Sicherheitsdenken und übersetzte diese Entgrenzung ope-
rativ in die Terminologie der »vernetzten Sicherheit«, so beispiels-
weise im sicherheitspolitischen Weißbuch der Bundeswehr.6 Damit 
können sehr unterschiedliche Dimensionen gemeint sein: die Ver-
netzung verschiedener Handlungsebenen (globale, europäische, nati-
onale und lokale Ebene), verschiedener Akteure (etwa im Rahmen 
ressortübergreifender Koordination) oder verschiedener Mittel (z.B. 
militärische, polizeiliche, nachrichtendienstliche, diplomatische, ent-
wicklungs- oder wirtschaftspolitische Instrumente). Das Ergebnis 
dieser Entwicklung war nicht zwingend das Zurückdrängen des Mili-

                                             
4  Siehe z.B. entsprechende Publikationen und Studien von militärischen 

Think Tanks bzw. Regierungsinstitutionen in den USA und in Großbritan-
nien: NIC: Mapping the Global Future; NIC: Global Trends 2025; DCDC: 
Global Strategic Trends Programme 2007-2036; CNA: National Security 
and the Threat of Climate Change. 

5  Siehe dazu Krause: Kritische Überlegungen zum Konzept der menschli-
chen Sicherheit. 

6  Vgl. BMVG: Weißbuch zur Sicherheitspolitik Deutschlands. 
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tärischen bei sicherheitspolitischen Herausforderungen, sondern viel-
fach eine Transformation des Militärischen, um im Zweifelsfall auch 
andere, polizeiliche oder zivile Aufgaben zu übernehmen, wie dies 
insbesondere bei Friedenseinsätzen oder bei der Terrorismusbekämp-
fung zu beobachten ist und wie dies beispielsweise in Deutschland mit 
der Debatte um einen Einsatz der Bundeswehr im Inneren explizit 
beabsichtigt wird.

• Die dritte Entwicklung besteht in der zunehmenden Pluralität von 
sicherheitspolitisch relevanten Akteuren. Dies gilt vor allem für die 
wachsende Bedeutung von nicht-staatlichen Akteuren unterschied-
lichster Provenienz, seien es nun zivilgesellschaftliche oder privat-
wirtschaftliche Akteure auf der einen Seite oder aber nicht-staatliche 
Gewaltakteure wie Rebellen, Warlords oder Kriminelle auf der ande-
ren Seite. Zur letztgenannten Kategorie zählen auch private Sicher-
heits- und Militärfirmen, die seit mehr als zehn Jahren einen erhebli-
chen Nachfrageboom erleben und von Wachschutz über Training bis 
zu operativen Kampfaufgaben ein breites Spektrum an sogenannten 
Sicherheitsdienstleistungen anbieten. Nicht-staatliche Akteure sind 
insofern entweder an der Herstellung von Sicherheit beteiligt (z.B. hu-
manitäre oder entwicklungspolitische NGOs in Krisengebieten) oder 
sie stellen eine konkrete Bedrohung für andere dar (z.B. Terroristen) 
oder aber beides – wie etwa im Falle von Warlords oder modernen 
Söldnern. Diese Situation führt zwar weder zu einer ›Entstaatlichung‹ 
von Sicherheitspolitik noch zu einer ›Entstaatlichung‹ gewaltsamer 
Konflikte, aber es handelt sich um eine Akzentverschiebung, wo-
nach staatliche Sicherheitsakteure sowohl national als auch interna-
tional in vielfältiger Form mit nicht-staatlichen Akteuren kooperie-
ren müssen bzw. mit ihnen konfrontiert sind. Notwendig sind daher 
vielfach neuartige Arrangements von Security Governance, an denen 
verschiedene Akteurstypen beteiligt sind, die aber gleichzeitig Fragen 
nach der Legitimation, Transparenz und der Kontrolle von Sicher-
heitsakteuren aufwerfen – was sich wiederum am Beispiel privater 
Sicherheits- und Militärfirmen am besten illustrieren lässt (siehe etwa 
die Aktivitäten der Firma Blackwater im Irak im Auftrag der ameri-
kanischen Regierung).7 Gleichzeitig müssen Regierungen und inter-
nationale Organisationen Antworten auf die Herausforderung durch 
nicht-staatliche Gewaltakteure finden, die in zahlreichen Regionen 
das Konfliktgeschehen beherrschen, zum Teil transnational vernetzt 
agieren und sowohl das Ergebnis als auch eine der Ursachen erodie-
render oder nicht bestehender staatlicher Gewaltmonopole sind.

                                             
7  Vgl. Johnston: Transnational Security Governance.  
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• Viertens hat in der Sicherheitspolitik die Bedeutung von abstrakten 
Risiken gegenüber konkreten Bedrohungen deutlich zugenommen. 
Die meisten globalen bzw. ›globalisierten‹ Sicherheitsprobleme sind 
analytisch betrachtet keine Bedrohungen im engeren Sinne. Es han-
delt sich eben nicht um benennbare Akteure, die erkennbar oder ver-
meintlich die Absicht verfolgen, andere Akteure gewaltsam zu atta-
ckieren. Klimawandel, Ressourcenknappheit, Finanzkrisen, Seuchen, 
soziale Ungleichheit, Migrationsprozesse, Drogenhandel oder auch 
die Proliferation von Waffen sind vielmehr wahrnehmbare Risiken, 
die sich in konkrete Gefährdungen und Zerstörungen übersetzen kön-
nen.8 Über ihre sicherheitsrelevanten Wirkungen kann man spekulie-
ren, sie sind in diesem Sinne »handlungsaktivierende Noch-Nicht-
Ereignisse«,9 die präventiv von der staatlichen wie internationalen 
Sicherheitspolitik bearbeitet werden müssen. Das Gleiche gilt letzt-
lich auch für den Terrorismus, der zwar in Gestalt von Gewaltakteu-
ren, die sich dieser Methode bedienen, eine konkrete Bedrohung dar-
stellt, gleichzeitig aber durch seine Untergrundaktivität, seine Latenz 
und sein schwer kalkulierbares Potential durchaus Parallelen zu typi-
schen Risiken aufweist. Terrorismus lässt eine kaum überschaubare 
Bandbreite von Anschlagsszenarien zu, die allesamt mögliche Risiken 
beschreiben, von denen aber niemand mit Sicherheit sagen kann, 
dass diese so oder anders eintreten. Für Terrorismus ist – ebenso wie 
für andere Risiken – kennzeichnend, dass es sich sowohl bei der Ein-
trittswahrscheinlichkeit als auch bei der angenommenen Schadens-
höhe um zwei Unbekannte handelt. Diese Verlagerung von klassi-
schen, vermeintlich kalkulierbaren Bedrohungen hin zu komplexeren, 
schwer abschätzbaren Risiken mit einer Fülle von denkbaren Kons-
tellationen und Kombinationen stellt die Sicherheitspolitik westli-
cher Industrieländer vor erhebliche Herausforderungen. Denn einer-
seits wachsen mit jedem Szenario und jedem Risiko die Ansprüche 
der Bevölkerung auf Schutz und Vorsorge, andererseits ist offenkun-
dig, dass die staatlichen Institutionen objektiv nicht der Lage sind, 
allen Risiken und Gefährdungen gleichermaßen gerecht zu werden, 
sondern es stellt sich vielmehr die Frage, welche Risiken für wen und 
zu welchen Kosten eine Gesellschaft letztlich in Kauf nimmt. Der 
›Präventionsstaat‹ versucht jedoch dieser Debatte auszuweichen, in 
dem er u.a. mit Maßnahmen wie Vorratsdatenspeicherung, Online-
Durchsuchung, Videoüberwachung, dem Einsatz von ›Körperscan-

                                             
8  Siehe auch Daase/Feske /Peters: Internationale Risikopolitik.  
9  Beck: Risikogesellschaft, S. 43. 
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nern‹ an Flughäfen oder der Anschaffung und Lagerung von Impf-
stoffen seiner Sicherheits- und Schutzfunktion nachkommen will.10

Diese vier Entwicklungen – der Prozess der securitization, die Entgren-
zung des Sicherheitsbegriffs, die Diversifizierung von sicherheitsrele-
vanten Akteuren und die Verschiebung von Bedrohungen hin zu Risiken 
– lassen sich an den wichtigsten westlichen Sicherheitsanalysen und 
-strategien ablesen, die im vergangenen Jahrzehnt diskutiert wurden. Dies 
gilt für die US-amerikanische National Security Strategy (2003, 2006) 
ebenso wie für die Sicherheitsstrategie der Europäischen Union (2003), 
das deutsche »Weißbuch zur Sicherheitspolitik« (2006) oder die britische 
Sicherheitsstrategie (2008) – in unterschiedlichen Variationen werden 
›alte‹ und ›neue‹ Sicherheitsprobleme aufgezählt, sprachlich allerdings 
zumeist subsumiert unter dem Begriff threats, auch wenn in den meisten 
Fällen de facto von Risiken die Rede ist.11 Auch im Bericht des von UN-
Generalsekretär Kofi Annan eingesetzten High Level Panel on Threats, 
Challenges and Change (2004) werden sechs »cluster of threats« aufge-
führt, die einer internationalen Zusammenarbeit bedürften und denen 
sich die Vereinten Nationen in besonderer Weise annehmen sollten.12

Nimmt man diese und andere Auflistungen zur Kenntnis, dann 
herrscht international offenkundig weitgehend Einigkeit über die wesent-
lichen Sicherheitsprobleme, die zwar zumeist nicht den Globus in seiner 
Gänze betreffen, sondern sich regional höchst unterschiedlich darstellen, 
die sich aber auf die internationale Politik und ihre Akteure auswirken. 
Weniger Einigkeit besteht jedoch darin, wie diese Probleme im Einzel-
nen kausal miteinander verbunden sind, wen sie in erster Linie ›bedro-
hen‹, welche Felder prioritär zu bearbeiten sind und mit welchen Mitteln 
sowie welche Formen des globalen Regierens dafür erforderlich sind. 
Das beste Beispiel dafür ist der umstrittene, vom damaligen Präsidenten 
Bush ausgerufene Global War on Terror (GWOT), der sich nicht eini-
gend, sondern polarisierend auf die internationale Sicherheitspolitik aus-
gewirkt hat. Der GWOT stellte Terrorismus, rogue states und die Proli-

                                             
10  Siehe dazu auch Huster/Rudolph: Vom Rechtsstaat zum Präventionsstaat. 
11  Lediglich in der britischen Strategie wird von »threats and risks« gespro-

chen, außerdem werden »drivers of insecurity« aufgeführt, darunter z.B. 
der Klimawandel und die wachsende Konkurrenz um Energieressourcen. 
Vgl. Office: The National Security Strategy, S. 10-24.

12  Der Bericht listet folgende Bereiche auf: (a) wirtschaftliche, soziale und 
ökologische Probleme (darunter auch Klimawandel, Armut, soziale Un-
gleichheiten oder Ressourcenknappheit); (b) zwischenstaatliche Kriege; 
(c) innerstaatliche Kriege; (d) Terrorismus; (e) transnational organisierte 
Kriminalität; (f) die Proliferation von Massenvernichtungswaffen. Vgl. 
United Nations: A More Secure World, S. 23-54.  
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feration von Massenvernichtungswaffen in einen Zusammenhang, sah 
darin die wichtigste Bedrohung für die USA und die westliche Welt, le-
gitimierte damit den präventiven Einsatz militärischer Mittel und nutzte 
primär ›Koalitionen der Willigen‹ statt etablierte multilaterale Foren.13

Der GWOT verschärfte damit letztlich die strukturelle Krise des Multila-
teralismus, er war allerdings weniger eine Ursache für die Krise als viel-
mehr ein signifikantes Symptom dafür, wie sich der oben beschriebene 
grundlegende Wandel im sicherheitspolitischen Denken in eine verfehlte 
und unzureichende Politik übersetzte.

2.  Die Krise des mult i lateralen Systems  

Worin besteht nun die Krise des Multilateralismus, die sich als »syste-
matische Erosion von Autoritäten und Kapazitäten internationaler Insti-
tutionen und Regime«14 definieren lässt? Diese Entwicklung gilt im üb-
rigen nicht allein für die Sicherheitspolitik, sondern die meisten Aspekte 
der Krise finden sich auch auf anderen Politikfeldern, wie der Handels-, 
Finanz-, Energie- oder Klimapolitik. Im Kern geht es um die Gleichzei-
tigkeit zweier, gegenläufiger Makro-Prozesse. Zum einen lässt sich, wie 
vielfach untersucht, ein Prozess der Globalisierung und Transnationali-
sierung konstatieren, der zu einer erheblichen Verdichtung von Räumen 
geführt hat, was an Handels-, Finanz- und Verkehrsströmen, an der 
wachsenden Mobilität und an der Ausbreitung neuer Kommunikations-
räume (etwa durch das Internet) abzulesen ist, aber auch – damit ver-
bunden – an der Globalisierung von Risiken. Diese Verdichtung führt nun 
aber nicht zur Beseitigung von globalen und lokalen Ungleichheiten, son-
dern macht im Gegenteil diese noch stärker deutlich – sowohl zwischen 
Regionen und Staaten, zwischen Zentren und Peripherien als auch in-
nerhalb von Gesellschaften. Das Ergebnis ist eine wachsende, primär 
ökonomisch und technologisch induzierte Interdependenz mit einer 
asymmetrischen Verteilung von Chancen und Kapazitäten, aber eben 
auch von Kosten, Bedrohungen und Risiken. Diese Interdependenz über-
setzt sich jedoch nicht zwangsläufig, wie etwa neo-funktionalistische 
Theorien unterstellen, in politische Integrationsprozesse. Zwar hat im 
letzten Viertel des 20. Jahrhunderts die Bedeutung globaler Politiksteue-
rung deutlich zugenommen, was sich rein quantitativ an der steigenden 
Zahl von internationalen Verträgen, Institutionen, Foren und Netzwer-

                                             
13  Für eine ausführlichere Analyse des GWOT, inklusive seiner ideologi-

schen Hintergründe, vgl. Schneckener: Transnationaler Terrorismus, S. 229-
246; ders.: Terrorismus und der ›Global War on Terror‹. 

14  Ikenberry: The strange triumph of unilateralism, S. 414. 
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ken zeigen lässt. Dennoch handelt es sich beim »Regieren jenseits des 
Nationalstaats« (Michael Zürn) nicht, um einen mehr oder minder ge-
ordneten, linearen Prozess, der zu einer stetigen Verlagerung von Ent-
scheidungsprozessen auf die internationale Ebene führt und somit zur 
Stärkung multilateraler Gremien. Im Gegenteil: Das Projekt Global Go-
vernance, das sich etwa in den 1990er Jahren durch die Abfolge mehrerer, 
thematisch fokussierter Weltkonferenzen auf der Ebene der Vereinten 
Nationen ausdrückte,15 ist im abgelaufenen Jahrzehnt in erhebliche 
Schwierigkeiten geraten und auf Widerstände und Gegenkräfte gestoßen. 
Beim zweiten Makro-Prozess handelt es sich daher um einen Prozess
der politischen Desintegration, der für die globale Bearbeitung der ein-
gangs erwähnten Sicherheitsprobleme erhebliche Folgen hat. Bedingt 
wird dies durch drei Entwicklungen, die in ihrer Vehemenz im vergan-
genen Jahrzehnt zu Tage getreten sind und damit den in den 1990er Jah-
ren begonnenen Versuchen politischer Integration auf globaler Ebene 
enge Grenzen setzten.  

Die erste Entwicklung ist mit der Problematik erodierender bzw. 
fragiler Staatlichkeit verbunden.16 Globales Regieren ist konstitutiv auf 
die doppelte Ordnungsfunktion von Staaten angewiesen, die zum einen 
nach innen eine öffentliche Ordnung und grundlegende Funktionen ge-
genüber ihren Bürgern gewährleisten und zum anderen ihren internatio-
nalen Verpflichtungen gerecht werden sollen. Beide Aspekte können je-
doch von fragilen Staaten nicht oder nur unvollkommen erfüllt werden. 
Das Thema ist nun keineswegs neu, sondern vielerorts ein Erbe von ko-
lonialen und post-kolonialen Strukturen, aber es ist aus zwei Gründen 
stärker in das Blickfeld internationaler Politik geraten: Zum einen führt 
fragile Staatlichkeit zur Verschärfung bestimmter grenzüberschreitender 
Problemlagen, seien sie sicherheitspolitischer, sozio-ökonomischer oder 
ökologischer Art, auch weil sie von Entgrenzungs- und Globalisierungs-
prozessen zum Teil besonders negativ betroffen sind und eben mangels 
staatlicher Strukturen nicht von positiven Effekten der Globalisierung 
profitieren. Zum anderen wird aber die Bearbeitung von solchen, trans-
nationalen Problemlagen auf regionaler oder globaler Ebene erschwert. 
Mit anderen Worten: Fragile Staatlichkeit macht überstaatliches Regie-
                                             
15  Zu nennen wären hier u.a. die Konferenz für Umwelt und Entwicklung 

(Rio, 1992), die Weltmenschenrechtskonferenz (Wien, 1993), die Konfe-
renz für Bevölkerung und Entwicklung (Kairo, 1994), der Weltsozialgipfel 
(Kopenhagen, 1995), die Weltfrauenkonferenz (Peking, 1995), die Welt-
konferenz für Wohn- und Siedlungswesen (Istanbul, 1996) sowie der 
Welternährungsgipfel (Rom, 1996). Siehe dazu Fues/Hamm: Die Welt-
konferenzen der 90er Jahre; Brozus: Globale Konflikte oder Global Go-
vernance.

16  Zu diesem Thema, siehe ausführlicher Schneckener: Fragile Staatlichkeit. 
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ren erforderlich, verhindert aber gleichzeitig die Wirksamkeit internatio-
naler Normen, Abkommen oder Regime. Je mehr Politikprozesse auf die 
internationale Ebene verlagert werden, desto relevanter wird die Frage, 
ob Staaten handlungsfähig und in der Lage sind, internationale Be-
schlüsse und Regelungen zu implementieren.  

Die zweite Entwicklung bezieht sich auf den politischen und ökono-
mischen Aufstieg sogenannter ›neuer Mächte‹ (emerging powers) außer-
halb der OECD. Zu nennen sind hier insbesondere China, Russland, In-
dien und Brasilien, die in ihrer Außen-, Sicherheits-, und Ressourcenpoli-
tik klassische Souveränitätspolitik betreiben. Mit Abstrichen gilt dies auch 
für andere, potentielle ›Führungs-‹ oder ›Regionalmächte‹ wie etwa Ar-
gentinien, Ägypten, Iran, Indonesien, Saudi-Arabien, Pakistan und Süd-
afrika.17 Diese Akteure streben nach einem höheren Status in der inter-
nationalen Politik, je nach Lage fordern sie mehr Teilhabe und Mitspra-
che (beispielsweise im Sicherheitsrat, bei der WTO, beim IWF oder der 
Weltbank) und sie stellen mehr oder minder artikuliert die eingefahrenen 
Spielregeln in den internationalen Organisationen in Frage. Teilweise ent-
ziehen sie sich auch globalen Regelungen und Regimen, die aber ohne 
ihre Beteiligung kaum erfolgreich sein können (z.B. ein globales Klima-
regime ohne China und Indien; ein Proliferationsregime ohne Indien, Pa-
kistan oder Iran; eine globale Energiepolitik ohne Russland oder China; 
internationale Terrorismusbekämpfung ohne Saudi-Arabien und Pakis-
tan). Diese Entwicklung wurde nicht zuletzt verstärkt und erleichtert 
durch die dezidierte Abkehr der Bush-Regierung von etablierten multila-
teralen Foren, die entweder in unilaterale Aktionen oder aber in die Bil-
dung von ›Koalitionen der Willigen‹ mündete. Diese instrumentelle Hal-
tung zum Multilateralismus fand durchaus ›Nachahmer‹ – insbesondere 
in der russischen und chinesischen Führung.

Die dritte Entwicklung betrifft die schwelende Binnenkrise der etab-
lierten Organisationen und Regime, die sich – ob nun bei den UN, der 
WTO oder dem IWF – in einen massiven Reformstau niederschlägt. Es 
dominieren langwierige, intransparente Entscheidungsprozesse, wech-
selseitige Blockaden, Konsensfindung auf Basis des kleinsten gemein-
samen Nenners, die mangelnde Umsetzung und Sanktionierung von Be-
schlüssen, erhebliche Defizite bei der Kohärenz von Politiken sowie 
hochspezialisierte, technokratisch ausgerichtete Regime (wie beispiels-
weise das Kyoto-Regime in der Klimapolitik), denen jedoch die Anbin-
dung an eine politische Meta-Struktur fehlt und die sich für die Bearbei-
tung von globalen Problemen als wenig oder nur begrenzt tauglich er-
weisen.

                                             
17  Vgl. Husar/Maihold/Mair: Neue Führungsmächte. 
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Diese drei Entwicklungen verliefen nicht unabhängig voneinander, 
sondern verstärkten sich gegenseitig und führten zu einem Ausweichen 
globaler Politiksteuerung in informelle, wenig institutionalisierte Struk-
turen, was sich seit 2001 besonders deutlich in der Sicherheitspolitik er-
kennen lässt. Dies äußert sich vor allem in der Bildung von Netzwerken, 
Koalitionen und Staatenclubs, in denen sich primär ›Gleichgesinnte‹ 
treffen. Gleichzeitig wird damit den Regierungen das forum shopping er-
leichtert, dies bedeutet, dass sie sich für ihre Interessen und Anliegen die 
geeigneten Formate suchen (oder gegebenenfalls neue gründen) anstatt 
innerhalb eines bereits bestehenden institutionellen Rahmens zu agieren 
und dort für ihre Positionen um Unterstützung zu werben. Verbunden 
wird dies mit einer Debatte um normative und institutionelle Alternati-
ven zum ordnungspolitischen status quo. Dazu gehören auch konkurrie-
rende Ordnungsmodelle und Weltbilder wie etwa die amerikanische De-
batte um die Gründung einer »League of Democracies«,18 die Diskussi-
onen um eine »multipolare Weltordnung« (Russland, China), um eine 
Erweiterung der G8 bzw. einer Aufwertung der G20,19 die Bildung einer 
»Global 25«20 oder die Herausbildung einer »G2« (USA und China), die 
andere – wie der britische Außenminister David Miliband – um die Eu-
ropäische Union (EU) ergänzt sehen wollen (G3). Darüber hinaus gibt es 
diverse Projekte von Schwellen- und Entwicklungsländern, neue Koali-
tionen zu schmieden, eigene Interessen besser zu vertreten oder konkur-
rierende Angebote zur den westlich dominierten multilateralen Foren zu 
machen. Beispiele dafür sind die 2001 gegründete Shanghai Coopera-
tion Organisation (SCO), die im wesentlichen von Russland und China 
dominiert wird, das IBSA Dialog-Forum, in dem seit 2003 Indien, Brasi-
lien und Südafrika kooperieren oder die von Venezuela initiierte Boliva-
rianische Allianz (ALBA) in Lateinamerika. Im Juni 2009 gab es zudem 
erstmals ein so genanntes BRIC Meeting, bei dem sich die Staats- und 
Regierungschefs von Brasilien, Russland, Indien und China trafen, um 

                                             
18  Vgl. Ikenberry/Slaughter: Forging A World of Liberty Under Law. Die 

Idee einer League of Democracies wurde sowohl von Republikanern als 
auch von Demokraten in die Debatte gebracht, im Präsidentschaftswahl-
kampf hatte sich der republikanische Kandidat, John McCain, dieses Ziel 
zu Eigen gemacht.  

19  Die Forderung nach einer Aufwertung der G20, die 1999 in Folge der Asi-
enkrise als Gremium für Finanzminister und finanzpolitische Institutionen 
gebildet wurde, wurde über Jahre vom früheren kanadischen Premiermi-
nister Paul Martin erhoben.

20  Dieser Vorschlag geht zurück auf den Bericht »Meeting Global Challenges« 
(2006) der International Task Force on Global Public Goods, einer 17-
köpfigen hochrangigen Expertengruppe, die 2003 auf eine Initiative der 
französischen und schwedischen Regierung gebildet wurde.
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sich in informeller Runde über weltpolitische Themen auszutauschen. 
Gegen solche Prozesse von Gruppenbildung setzt die EU in ihrer 
Sicherheitsstrategie auf das Schlagwort vom ›effektiven Multilateralis-
mus‹, das zwar die Reformbedürftigkeit des multilateralen Systems un-
terstreicht, aber sowohl bei den USA als auch bei den führenden 
Schwellenländern für die Weiterentwicklung desselben in Richtung ei-
ner ›guten‹ globalen Regierungsführung (Good Global Governance)
wirbt.

3.  Formen des globalen Regierens 

Was bedeutet diese Zustandsbeschreibung für das globale Regieren? Da-
bei ist zunächst danach zu fragen, worin analytisch betrachtet globales 
Regieren besteht. Darunter lässt sich die Summe verschiedener Gover-
nance-Modi verstehen, die bei Abwesenheit einer zentralen Instanz da-
rauf abzielen, mittels verlässlicher und dauerhafter Regelungen und In-
stitutionen grenzüberschreitende Problem- und Konfliktlagen in einem 
multilateralen Rahmen zu bearbeiten. Diese Definition ist bewusst breit 
gefasst, um unterschiedliche Formen des globalen Regierens in den Blick 
zu bekommen.21 In der Governance-Literatur wird dabei häufig die Fra-
ge, ob und inwieweit staatliche Akteure an solchen Arrangements betei-
ligt sind, zum zentralen Unterscheidungskriterium gemacht. Daher wird 
zwischen governance by states, governance with states und governance 
without states unterschieden.22 Während die erste Form auf Regelungen 
und Institutionen abzielt, die zwischen Regierungen vereinbart werden 
(auch exekutiver Multilateralismus genannt), betonen die beiden anderen 
Varianten die Rolle von nicht-staatlichen Akteuren bei der Regelsetzung 
bzw. -durchsetzung. Diese Trias verdeckt allerdings, dass der multilatera-
le Rahmen, in dem sich globales Regieren vollzieht, sehr unterschiedlich 
gestaltet sein kann und demzufolge auch zu abweichenden politischen 
Ergebnissen führt. Dabei kann man idealtypisch von drei Formen multi-
lateraler Politik sprechen, die erst in ihrer Gesamtheit ein genaueres Bild 
davon vermitteln, wie sich globales Regieren in einem Politikfeld dar-
stellt.

Die erste Form ist der, wie oben skizziert, in die Krise geratene insti-
tutionalisierte, formalisierte Multilateralismus, der sich vor allem im 
UN-System, der WTO oder den Regionalorganisationen niederschlägt. 

                                             
21  Diese Definition orientiert sich am Begriff von ›Regieren‹, wie er von Mi-

chael Zürn vertreten wird, vgl. Zürn: Regieren im Zeitalter der Denationa-
lisierung.

22  Vgl. Zürn: Global Governance.  
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Dieser Typ ist charakterisiert durch eine inklusive Mitgliederstruktur, 
um möglichst viele Staaten einzubinden, sowie durch geregelte Verfah-
ren und konsensorientierte Entscheidungsprozesse, die sich in die Bil-
dung von politikfeldspezifischen Regimen bzw. von völkerrechtlich ver-
bindlichen Regelungen, Normen und Standards übersetzen können, die 
zum Teil mit entsprechenden Sanktionsmechanismen (z.B. exekutiert 
durch den UN-Sicherheitsrat oder durch die WTO-Streitschlichtungsver-
fahren) versehen sind. Die zweite Form liefert das Gegenmodell dazu: 
der selektive Multilateralismus, bei dem es sich um einen Zusammen-
schluss von Gleichgesinnten handelt, die bestimmte Interessen (oder 
auch Werte) verfolgen (›Koalition der Willigen‹), oftmals fokussiert auf 
die Bearbeitung konkreter Probleme. Diese Form des Regierens ist so-
wohl selektiv mit Blick auf die Teilnehmer – es geht um einen ausge-
wählten Kreis – als auch mit Blick auf die Agenda. Das Spektrum reicht 
von ad hoc-Koalitionen, Allianzen und Kartellen (z.B. OPEC) über in-
formelle Netzwerke von Regierungsbürokratien bis hin zu Lobby- und 
Interessensgruppen. Es kann sich um größere oder kleinere, engere oder 
losere Formen der Kooperation handeln, die sich im Einzelfall explizit 
gegen andere richten bzw. sich von anderen Zusammenschlüssen ab-
grenzen. In jedem Fall wird der Grad der Institutionalisierung bewusst 
niedrig gehalten, um die Informalität und Flexibilität dieser Formate auf-
rechtzuerhalten. Nicht selten werden solche Formate von bestimmten 
Staaten dominiert, die um sich Allianz- und Kooperationspartner ver-
sammeln. Dieser Modus gilt gerade im Bereich der Sicherheitspolitik für 
zahlreiche Aktivitäten der amerikanischen Regierung, wie etwa die An-
ti-Irak-Koalition, die Proliferation Security Initiative oder diverse For-
mate im Kontext der Terrorismusbekämpfung (u.a. Operation Enduring 
Freedom, Trans-Sahara bzw. East Africa Counter-Terrorism Initiative) 
– getreu dem Motto des früheren Verteidigungsministers Donald Rums-
feld »the mission determines the coalition«.

Die dritte Variante, die hier Club Governance genannt wird, nimmt 
mit Blick auf den Grad der Institutionalisierung eine mittlere Position 
zwischen diesen beiden Typen ein. Unter diesen Begriff können Formate 
subsumiert werden, die einerseits über die kollektive Vertretung der ei-
genen Interessen bzw. Werte hinausgehen und die andererseits aber kei-
ne Organisationen oder Regime im formalen Sinne darstellen, sondern 
regelmäßige, schwach institutionalisierte Treffen von Staatenvertretern 
in einem beschränkten Teilnehmerkreis.23 Dies trifft beispielsweise auf 
die G7/G8 oder auf die G20 zu. Club Governance bezieht sich demnach 

                                             
23  Zur Definition und den Charakteristika von Club Governance, vgl. auch 

Schneckener: Globales Regieren durch Clubs. 
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auf jene Gruppen von Staaten (teilweise unter Beteiligung von internati-
onalen Organisationen), die beabsichtigen, in einem oder mehreren Poli-
tikfeldern Governance-Leistungen über den engen Kreis der Beteiligten 
hinaus bereitzustellen. Zu diesen Leistungen können die Bereitstellung 
von Informationen und Wissen, die Mobilisierung von Ressourcen, das 
Setzen von Normen und Standards, die Durchführung konkreter Maß-
nahmen oder die Verabschiedung politischer Handlungsrahmen gehören, 
die das Ziel haben, ein konkretes Problem zu bearbeiten. Bei Club Gover-
nance handelt es sich um Gremien oder Foren mit einer selektiven Mit-
gliederstruktur, die für sich aber in Anspruch nehmen, im Sinne des 
›Gemeinwohls‹ und universeller Zielsetzungen zu agieren, wie dies etwa 
bei den G20-Gipfeln in Washington (2008), London (2009) oder Pitts-
burgh (2009) zur weltweiten Finanzkrise versucht wurde. An der G20 
wird auch deutlich: Bei Club Governance ist – im Unterschied zum se-
lektiven Multilateralismus – das Kriterium für eine Mitgliedschaft weni-
ger mit der Frage verbunden, ob es sich um Gleichgesinnte, sondern 
vielmehr damit, ob es sich um für eine Problembewältigung relevante 
Akteure handelt. Relevant können Akteure sein, die über entsprechende 
Ressourcen verfügen, um kollektive Güter zu erbringen, und/oder Ak-
teure, deren Mitwirkung für die Legitimation bestimmter Maßnahmen 
von großer Bedeutung ist. Weitere Beispiele für solche ›Clubs‹ sind der 
seit 2003 stattfindende Dialog der G8 mit den G5-Staaten Mexiko, Bra-
silien, Südafrika, Indien und China (G8plusG5-Format), der 2007 in den 
»Heiligendamm-Prozess« mündete,24 sowie das Major Economies Fo-
rum (MEF), das 2007 von US-Präsident Bush initiiert wurde und von 
seinem Nachfolger Obama fortgeführt wird. Dieses umfasst neben den 
G8- und G5-Staaten noch die EU, Südkorea, Indonesien, Australien so-
wie Dänemark und beschäftigt sich mit Klima- und Energiefragen. Da-
rüber hinaus gibt es diverse politikfeldspezifische Club-Formate wie etwa 
die Financial Action Task Force (FATF) zur Bekämpfung von Geldwä-
sche, das Financial Stability Board (seit 2009 Nachfolger des Financial 
Stability Forum), das Internationale Energieforum (IEF), bestehenden aus 
Produzenten- und Verbraucherländern oder das – allerdings eher auf 
dem Papier existierenden – Nahost-Quartett (USA, EU, Russland und 

                                             
24  Dieser Prozess unterstreicht, dass sich die G8 längst zu einem globalen 

Dialogforum entwickelt haben. Beim Gipfel von L’Aquila (2009) waren 
beispielsweise neben den G8-Teilnehmern noch 19 weitere Staaten und 
diverse internationale Organisationen in unterschiedlich zusammengesetz-
ten Runden vertreten. Diese G8plus-Formate haben die Agenda des Gip-
fels weitgehend bestimmt.  
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Vereinte Nationen).25 Diese Beispiele zeigen die Bandbreite und die Fle-
xibilität dieser Form des globalen Regierens: Manche Club-Formate sind 
auf Dauer angelegt und stärker institutionalisiert; andere sind hingegen 
für einen spezifischen Zweck etabliert worden. Auch die Agenda variiert 
erheblich von sehr konkreten Zielen bis hin zu dem eher vagen An-
spruch, für die wichtigsten globalen Themen zuständig zu sein. 

Um nun die Stärken und Schwächen dieser drei Ansätze auszuloten, 
sollen zentrale Aspekte des globalen Regierens durch einen kursorischen 
Vergleich beleuchtet werden.26 Dies kann jedoch angesichts der Fülle von 
unterschiedlichen, realexistierenden Formaten nur in stark verallgemeiner-
ter Form geschehen, um zumindest einige Tendenzen deutlich zu machen.  

Legitimität

Dieses Kriterium umfasst mehrere Dimensionen, erstens die Frage nach 
der Partizipation, zweitens die Frage nach einem fairen, transparenten 
Entscheidungsverfahren sowie drittens die Frage nach der Akzeptanz 
von politischen Beschlüssen.27 In allen drei Punkten dürfte die Legitimität 
beim institutionalisierten Multilateralismus am höchsten sein, dies gilt 
insbesondere für das UN-System und für die Regionalorganisationen, 
deren Entscheidungsprozesse durch eigene Satzungen (etwa Charta, Kon-
ventionen, Verträgen) geregelt sind. Deutlich niedriger einzustufen ist die 
Legitimität von Formaten des selektiven Multilateralismus oder von Club 
Governance, was allein schon der begrenzten Zahl von Beteiligten ge-
schuldet ist. Verstärkt wird dieser Umstand, wenn der Kreis der Teilneh-
mer – wie bei der G8 – von Außenstehenden als wenig repräsentativ und 
regional ausgewogen angesehen wird. Hinzu kommt, dass die angestreb-
te Informalität notwendigerweise mit einem Mangel an Transparenz ver-

                                             
25  Auch auf regionaler Ebene existieren solche Foren wie etwa das ASEAN

Regional Forum (ARF) mit seinen 27 Teilnehmern oder das 1997 etablier-
te ASEAN plus Drei-Format, bei dem neben den zehn ASEAN-Mitgliedern 
noch Japan, China und Südkorea vertreten sind. Innerhalb Europas gibt es 
ebenfalls informelle Clubformate, an denen nicht alle EU-Mitglieder be-
teiligt sind, sondern nur bestimmte Akteure – wie etwa bei der Zusam-
menarbeit von Polizei und Geheimdiensten.  

26  Diese Aspekte werden in der Literatur vor allem mit Blick auf internatio-
nale Organisationen und Regime diskutieren, können aber auch auf andere 
Formen der internationalen Zusammenarbeit übertragen werden, vgl. z.B. 
Archer: International Organizations, S. 92-108; Rittberger/Zangl: Interna-
tionale Organisationen.

27  In der Literatur findet sich dazu auch die Unterscheidung von input-,
throughput- und output-Legitimität, wobei in diesem Verständnis letzteres 
von Effektivität zu unterscheiden wäre, vgl. Take: Legitimes Regieren auf 
drei Ebenen. 
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bunden ist, der sich negativ auf die Akzeptanz bei denjenigen auswirken 
kann, die von den Beschlüssen oder Maßnahmen betroffen sind, aber an 
ihrer inhaltlichen Ausgestaltung nicht mitgewirkt haben. Innenpolitisch 
stärken darüber hinaus selektiver Multilateralismus und Club Governan-
ce zumeist die Exekutive und schwächen systematisch die Legislative, 
die kaum in der Lage ist, die informellen Diskussions- und Ent-
scheidungsprozesse auf der internationalen Ebene nachzuvollziehen, ge-
schweige denn zu kontrollieren.

Effektivität

Dieser Aspekt bezieht sich darauf, ob und inwieweit die jeweiligen Gre-
mien in der Lage sind, ihre eigenen Beschlüsse effektiv umzusetzen und 
ihre deklarierten Ziele zu erreichen. Hier ergibt sich grosso modo ein 
umgekehrtes Bild: Während das UN-System, inklusive des Sicherheits-
rates, bei der Um- und Durchsetzung von Regelungen als sehr schwerfäl-
lig und wenig effektiv gilt, sind die selektiven Formate eher in der Lage, 
ihre (zumeist) begrenzten Zielsetzungen konsequent zu verfolgen. Die 
Konzentration auf ›gleichgesinnte Partner‹ dürfte dies erleichtern, auch 
wenn gerade in Allianzen und Koalitionen im Laufe der Zeit immer 
wieder Friktionen und Meinungsverschiedenheiten auftauchen, die die 
Effektivität einer Staatengruppe in Frage stellen können. Bei Club Go-
vernance mit seiner Konzentration auf ›relevante Partner‹ dürfte, abhän-
gig vom Format und der jeweiligen Agenda, das Ergebnis ebenfalls 
günstiger ausfallen als beim institutionalisierten Multilateralismus.

Kohärenz 

Dabei geht es um die Frage, ob die getroffenen Beschlüsse einigermaßen 
kohärent, d.h. widerspruchsfrei und aufeinander abgestimmt sind. Auch 
hier gilt die Grundregel: Je größer ein Format und je umfassender die 
Agenda, desto schwieriger wird eine kohärente Politik. Dies lässt sich am 
UN-System ebenso gut illustrieren wie an den meisten Regionalorgani-
sationen. Hinzu kommt, dass Kohärenz in solchen Fällen zumeist mit 
dem kleinsten gemeinsamen Nenner erkauft wird. Beim selektiven 
Multilateralismus ist die Kohärenz deutlich höher zu veranschlagen; Al-
lianzen treten in der Regel kohärenter auf als internationale Organisatio-
nen. Die Club-Formate nehmen auch hier eine mittlere Position ein. Da 
der Teilnehmerkreis relativ überschaubar ist, gibt es durchaus eine 
Chance für kohärente Politik. Da aber – anders als bei ›Koalitionen der 
Willigen‹ – unterschiedliche, oftmals auch gegenläufige Interessen mitei-
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nander in Einklang gebracht werden müssen, besteht auch die Gefahr 
von widersprüchlichen Formelkompromissen.  

Ressourcenmobilisierung

Um politische Beschlüsse umzusetzen, bedarf es der Mobilisierung von 
personellen und finanziellen Ressourcen. Die Frage ist daher, bei wel-
chem Format die beteiligten Regierungen eher geneigt sind, eigene Res-
sourcen einzusetzen. Auch hier ist das Ergebnis relativ eindeutig: Selek-
tive Formate verfügen in der Regel über eine erhebliche Ressourcenaus-
stattung – jedenfalls im Vergleich mit den Mittelzuflüssen, die beispiels-
weise die Vereinten Nationen von ihren Mitgliedern erhalten. Dies gilt 
vor allem dann, wenn einzelne Staaten eine (hegemoniale) Führungsrol-
le übernehmen (z.B. die Rolle der USA im globalen Anti-Terrorkampf).
Auch im Falle von Club Governance dürfte das Potential für die Mobili-
sierung von Ressourcen größer sein, da offenbar die Akteure hier eher 
eine Gewähr für einen effizienten und kontrollierbaren Mitteleinsatz ha-
ben und ihre Anliegen besser gewahrt sehen.

Diese vier Aspekte können sich positiv oder negativ verstärken. Gleich-
wohl ist mit dieser Analyse wenig über die Fähigkeit der einzelnen For-
mate zur Problemlösung gesagt. Zwar kann man die These vertreten, 
dass der selektive Multilateralismus besonders effektiv und kohärent 
agieren kann, ob aber die oben erwähnten Beispiele – etwa im Bereich 
der Terrorismusbekämpfung – wirklich einen konstruktiven Beitrag zur 
Bewältigung globaler Probleme leisten, lässt sich bestreiten. Umgekehrt 
zeigt sich, dass der institutionalisierte, formalisierte Multilateralismus 
zwar erhebliche Schwächen hat, aber eben auch eindeutige Stärken mit 
Blick auf die Legitimität globalen Regierens, die weder Club-Formate 
noch Koalitionen, Allianzen oder Interessensgruppen aufweisen. Dieser 
kursorische Überblick macht zudem deutlich, dass das Potential von 
Club Governance – trotz der offenkundigen Probleme von G8 oder G20 
– in erster Linie auf den Feldern von Effektivität und Ressourcenmobili-
sierung zu suchen ist. Ob dieses Potential genutzt wird, hängt jedoch 
von der Bereitschaft der beteiligten Regierungen ab, sich auf gemeinsa-
me Lösungen zu verständigen und diese auch politisch, rechtlich und in-
stitutionell umzusetzen. Die bisherige Erfahrung mit den G20-Gipfeln 
lehrt, dass ersteres unter dem Eindruck einer massiven Wirtschafts- und 
Finanzkrise durchaus gelingen mag, letzteres aber nach wie vor nur sehr 
mangelhaft geschieht, so dass viele Beschlüsse reine Absichtserklärun-
gen bleiben.
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Dieser Abgleich von Stärken und Schwächen zeigt, dass sich die 
Ansätze multilateraler Politik auf einer konzeptionellen Ebene durchaus 
ergänzen können. In der politischen Praxis konkurrieren sie jedoch um 
politische Aufmerksamkeit, um Konzepte und Ressourcen, was die Be-
arbeitung von globalen Problemen nicht erleichtert. In vielen Politikbe-
reichen existieren parallele Prozesse in unterschiedlichen Formaten, die 
wenig miteinander verschränkt sind, es kommt zu Duplizierungen, zu 
einer wachsenden Zahl von Gipfeltreffen und Kommuniqués sowie einer 
unüberschaubaren Fülle von Fonds, Initiativen und Programmen jenseits 
des UN-Systems. Insofern handelt es sich bei Global Governance fak-
tisch um eine hochgradig fragmentierte, heterogene Struktur, die von der 
Gleichzeitigkeit unterschiedlicher Formen globalen Regierens geprägt 
wird. Diese Fragmentierung geht jedoch letztlich zu Lasten der etablier-
ten Organisationen und Institutionen, die von neuen Formaten umlagert 
und stellenweise unterminiert werden, ohne dass ihre internen Probleme 
– Stichwort Reformstau – gelöst werden. Diese Entwicklung lässt sich 
für Fragen der globalen Finanzarchitektur oder der internationalen Kli-
mapolitik ebenso wie für sicherheitspolitische Themen konstatieren, et-
wa in der Nichtverbreitungs- oder der Anti-Terrorpolitik.

4.  Anforderungen für  die
globale Sicherheitspol i t ik  

Welche Schlussfolgerungen ergeben sich daraus für die künftige Gestal-
tung von Global Security Governance? Nimmt man die eingangs genann-
ten Sicherheitsprobleme zum Ausgangspunkt, kann es wenig Zweifel 
daran geben, dass diese erfolgversprechend letztlich nur kooperativ und 
möglichst in einem System kollektiver Sicherheit bearbeitet werden kön-
nen. Dennoch weist die Entwicklung des vergangenen Jahrzehnts in eine 
andere Richtung. Die Fortschreibung der angedeuteten Trends bedeutet 
eine Verlagerung – und damit einhergehend eine Informalisierung – von 
Sicherheitspolitik in Clubs, Koalitionen, Kartelle und Allianzen, die sich 
potentiell antagonistisch gegenüberstehen und Gefahr laufen, jene Men-
talität zu fördern, bei der die ›eigene‹ Sicherheit notfalls auf Kosten der 
Sicherheit anderer durchgesetzt wird. Diese Art von institutionalisierter 
Multipolarität dürfte daher kaum zu einer Stärkung des Multilateralis-
mus führen, wie manche glauben, sondern im Gegenteil die Überwin-
dung von Blockaden erschweren.28

                                             
28  Chantal Mouffe sieht beispielsweise in einer »multipolaren« Weltordnung 

eine Voraussetzung für einen funktionierenden Multilateralismus, ähnlich 
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Für die Gestaltung von Global Security Governance ist vielmehr 
entscheidend, ob es gelingt, Antworten auf folgende Fragen zu finden: 
Wie lässt sich eine gewisse Hierarchisierung und Verzahnung der ver-
schiedenen Formen globalen Regierens erreichen, bei der die Vorzüge 
der jeweiligen Modi multilateraler Politik kombiniert und die beschrie-
benen Nachteile minimiert werden? Wie können unilaterale Bestrebun-
gen und selektive Vorgehensweisen zurückgedrängt werden? Wie kann 
der Reformstau im multilateralen System schrittweise aufgelöst werden? 
Und schließlich: Wie gelingt eine systematische und verlässliche Ein-
bindung von emerging powers, jener aufsteigender Schwellenländer, die 
für die Bearbeitung von globalen Sicherheitsproblemen unverzichtbar ge-
worden sind? Bei diesen Punkten kommt insbesondere dem Konzept von 
Club Governance eine Schlüsselrolle zu. Dies würde allerdings voraus-
setzen, dass globale oder regionale Club-Formate ihre Funktionen in den 
›Dienst‹ der etablierten Organisationen und Regime stellen. Eine bessere 
Anbindung an das etablierte multilaterale System könnte beispielsweise 
durch Konsultation, Kooptation oder auch formeller Mitgliedschaft von 
Vertretern der UN bzw. der (außereuropäischen) Regionalorganisationen 
geschehen. Denn einerseits würde eine stärkere, politische An- und Rück-
bindung von Beschlüssen und Aktivitäten, die im Rahmen von Club-
Formaten getroffen werden, dazu beitragen, die damit verbundenen Le-
gitimitätsprobleme abzumildern. Andererseits könnte eine strukturierte 
Nutzung von solchen Clubs dazu führen, Effektivitäts- und Ressourcen-
probleme des institutionalisierten Multilateralismus auszugleichen. Club-
Formate würden unter dieser Perspektive – quasi als ›globale Vermitt-
lungsausschüsse‹ – für informelle Verhandlungen und für die Suche 
nach Kompromissen genutzt werden, um rechtlich verbindliche Rege-
lungen vorzubereiten, Entscheidungsprozesse andernorts zu befördern 
und somit unter Umständen Reformblockaden im multilateralen System 
abzubauen, sei es im UN-Sicherheitsrat, sei es bei der Reform von IWF 
und WTO, sei es im Rahmen von Klima-, Handels-, Proliferations- oder 
Abrüstungsregimen, sei es bei der Weiterentwicklung von Peacebuil-
ding-Aktivitäten, inklusive der Rolle von Friedenseinsätzen.

Dies gilt umso mehr, wenn sich Formate wie die G20, die G8plusG5 
oder das Major Economices Forum mit verschiedenen Politikbereichen 
befassen und daher – anders als in den spezialisierten Regimen – auch 
die Möglichkeit besteht, im Sinne von cross-bargaining größere Pakete 

                                                                                                                      
argumentieren auch Vertreter der realistischen Theorie der Internationalen 
Beziehungen, vgl. Mouffe: Über das Politische, S. 151-155. Dagegen wird 
hier die Position vertreten, dass weder Unipolarität – in Gestalt einer ame-
rikanischen Hegemonie – noch Multipolarität dem multilateralen System 
zuträglich sind. 
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zu schnüren, die einerseits unterschiedlichen Interessen Rechnung tragen 
und andererseits der Tatsache, dass sich die meisten Sicherheitsproble-
me nicht isoliert von entwicklungs- und umweltpolitischen, sozialen und 
ökonomischen Fragen betrachten lassen. Entscheidend wird dabei sein, 
bei solchen Formaten und den anstehenden Reformen internationaler 
Organisationen den gewachsenen Ansprüchen und Forderungen von 
›neuen Mächten‹ gerecht zu werden und diese gleichzeitig zu einer kon-
struktiven Beteiligung bei der Bewältigung globaler Probleme zu bewe-
gen. Mehr Mitsprache muss letztlich mit der Übernahme von mehr Ver-
antwortung verbunden werden. Gleichzeitig muss es gelingen, die USA, 
Russland und China stärker in multilaterale Prozesse einzubinden. Dies 
dürfte mit der Regierung von US-Präsident Obama deutlich einfacher 
werden als mit der Administration seines Vorgängers. Gleichwohl blei-
ben strukturelle Faktoren bestehen (etwa aufgrund der vorhandenen mi-
litärischen, ökonomischen und politischen Ressourcen), die die USA 
(und andere) immer wieder veranlassen werden, auf einer Sonderrolle 
und entsprechenden Privilegien zu beharren. Inwieweit sich die USA 
und andere dauerhaft auf solche Prozesse einlassen, dürfte daher nicht 
zuletzt davon abhängen, ob sich die Kombination aus Club Governance 
und etablierten Organisationen als ein effektiver Mechanismus erweist, 
der zu einem Interessensausgleich zwischen diesen Akteuren beiträgt, 
die Frage der Lastenverteilung regelt und damit ein gemeinsames Vor-
gehen ermöglicht. Am konkreten Beispiel illustriert: Wie der gescheiter-
te UN-Gipfel von Kopenhagen vom Dezember 2009 zum wiederholten 
Male gezeigt hat, werden alle Anstrengungen zur Lösung der Klima-
problematik letztlich wenig Erfolg haben, wenn es nicht zu einer sub-
stantiellen Verständigung von USA und China kommt; ähnliches gilt in 
anderer Konstellation für die Nicht-Verbreitungspolitik, für den Umgang 
mit Regionalkonflikten, die Bekämpfung des Terrorismus oder der or-
ganisierten Kriminalität. Bei der Ausgestaltung von Global Security Go-
vernance sind daher institutionelle, machtpolitische und inhaltliche Fra-
gen eng miteinander verzahnt.  

Neben dem ›Überbau‹, symbolisch und medial verdichtet in der Gip-
feldiplomatie, gilt es allerdings nicht den ›Unterbau‹ aus dem Blick zu 
verlieren. Im Gegenteil: Für den langfristigen Erfolg und die Tragfähig-
keit globaler Sicherheitspolitik wird es nicht zuletzt darauf ankommen, 
ob es den ›alten‹ und ›neuen‹ Mächten gelingt, gemeinsame Ansätze im 
Umgang mit fragiler Staatlichkeit zu entwickeln. Denn – wie oben erläu-
tert – trägt diese Problematik nicht nur zur Krise des multilateralen Sys-
tems bei, sondern der Mangel oder die Erosion staatlicher Strukturen 
und Institutionen erschwert die Bearbeitung der meisten Sicherheits-
probleme bzw. führt unter Umständen sogar zu ihrer Verschärfung, ins-
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besondere dann, wenn es sich um Risiken handelt, die ihrer Natur nach 
grenzüberschreitenden Charakter haben. Statebuilding im Sinne einer 
nachhaltigen Stärkung staatlicher Strukturen muss daher eine Kernauf-
gabe globaler Sicherheitspolitik sein. Dazu gehören neben dem (Wieder-) 
Aufbau von Strukturen auch die Reform und Transformation existieren-
der Strukturen, weshalb sich die Thematik nicht auf jene wenigen failed
states reduzieren lässt, sondern eine Reihe von höchst unterschiedlich ge-
lagerten Fällen einbezogen werden muss.29 Damit ist ein sehr anspruchs-
volles Programm an Maßnahmen verbunden, die wiederum eines inter-
nationalen und möglichst rechtlich-institutionellen Rahmens bedürfen, 
da es sich stets um externe Eingriffe in staatliche und gesellschaftliche 
Gefüge handelt. Geschieht dies nicht, bleibt das Feld offen für selektives 
Eingreifen in extremen Fällen (siehe Afghanistan), was in der Regel je-
doch nicht die internationale Konsensbildung fördert, als vielmehr kon-
kurrierende Angebote, Gegenkräfte und Widerstände – lokal wie inter-
national – auf den Plan ruft. Mit anderen Worten: Ohne Stärkung des 
›Unterbau‹ wird der ›Überbau‹ eine Fassade bleiben, umgekehrt bedarf 
genau diese Zielsetzung eines verlässlichen und an einen Minimalkon-
sens gebundenen ›Überbaus‹. Globale Sicherheitspolitik muss sich dieser 
doppelten Herausforderung stellen. Ansonsten steht zu befürchten, dass 
die sicherheitspolitische Bilanz auch am Ende der 2010er Jahre nicht 
sonderlich positiv ausfällt.
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